Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/922 


Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
III A4-8423-3 


Bad Godesberg, den 19. September 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beseitigung von Altöl; Dlverschmutzung des Rheins 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sdimidt 
(Wuppertal), Bading, Mertens und Genossen 
- Drucksadle V/869 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Verkehr, dem Herrn Bundesminister 
für Wirtschaft und dem Herrn Bundesminister der Finanzen wie 
folgt: 


1. Ist bekannt, daß trotz ansteigenden Absatzes an Frisdiöl seit 
1963 die Sammlung von Altöl zum Zwecke der Regenerienmg 
bzw. Vernichtung mengenmäßig keine entsprechend höheren 
Ergebnisse gebracht hat und damit die Gefährdung von Boden 
und Gewässer zugenommen hat? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Absatz von Frischöl 
(Schmierstoffe) stärker als die Altölsammlung zum Zwecke der 
Regenerierung bzw. Vernichtung steigt. Nach den vorliegenden 
Unterlagen hat der Schmierstoffabsatz von 1963 bis 1965 um rd. 
106000 t auf 844 000 t zugeiiommen. Die Altölsammlung stieg 
in dem gleichen Zeitraum um 34 000 t auf 157 000 t. Soweit Alt- 
öle nicht sachgemäß beseitigt werden, stellen sie eine ständige 
Gefährdung der Gewässer und des Bodens dar. 


2. Wie hoch werden die jährlich anfallenden Mengen an nicht- 
erfaßtem Altöl, die im Jahre 1963 bereits bei ca. 35 000 t lagen, 
beziffert? 

Die statistische Weiterrechnung der Untersuchungsergebnisse 
für das Jahr 1963 ergibt, daß im Jahre 1964 rd. 46 000 t und im 
Jahre 1965 rd. 51 000 t Altöl beseitigt worden sind, ohne daß 
ihr Verbleib feststellbar ist. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, 

a) mit den Ländern Vereinbarungen zwecks Erstellung von 
Unterlagen über den Verbleib bisher nicht erfaßten Altöls 
zu treffen oder falls das nicht erreichbar ist, die für das 
Jahr 1963 angestellte Untersuchung (Anlage zur Drucksache 
IV/3724) mit dem Ziel zu wiederholen, genauer festzustellen, 
aus welchem Grunde, in welchen Verbrauchszweigen, welche 
Menge Altöl nicht erfaßt wird, 

b) wenn Ergebnisse vorliegen, dem Bundestag einen Bericht zu 
geben, der Vorschläge für eine Verbesserung der bedroh- 
lichen Situation enthalt? 

a) Die Bundesregierung ist bereit, mit den Ländern Verhand- 
lungen zwecks Erstellung von Unterlagen über den Verbleib 
bisher nicht erfaßter Altöle zu führen. Wie Antworten der 
Landesregierungen auf Anfragen in verschiedenen Landes- 
parlamenten gezeigt haben, verfügen die Länder nur in 
Einzelfällen über umfassende Unterlagen. 

Die Bundesregierung ist auch bereit, die für 1963 durchge- 
führte Untersuchung mit dem Ziel zu wiederholen, genauer 
festzustellen, aus welchem Grunde, in welchen Verbrauchs- 
zweigen, welche Altölmengen nicht erfaßt werden. 

b) Die Bundesregierung ist bereit, dem Bundestag über die 
Ergebnisse zu berichten und Vorschläge vorzulegen. 


4. Ist bekannt, daß 

a) die internationale Rheinschiffahrtspolizei-Verordnung zwar 
verbietet, Rückstände von Ol und flüssigen Brennstoffen in 
den Strom abzulassen, bisher aber lediglich für die deutsche 
Flußstrecke behördliche Durchführungsregelungen bestehen, 
wonach Schiffsaltöle m regelmäßigen Abständen gegen 
Quittung (Öltagebücher) an zugelassene Sammelstellen ab- 
zugeben sind, 

b) von den ca. 8000 auf dem Rhein und den Nebenflüssen ver- 
kehrenden Schiffen ca. 1500 Schiffe aus Staaten kommen, die 
keine Anrainerstaaten sind und daher nicht der Rheinschutz- 
kommission angehören, also keinen etwaigen Vereinbarun- 
gen der Kommission unterliegen wurden, nach denen die 
wasserunschädliche Beseitigung aller Schiffsaltöle geregelt 
werden soll? 

a) Die für die deutsche Rheinstrecke erlassene Schiffahrtspoli- 
zeiliche Bekanntmachung beruht auf einem von der Zentral- 
kommission für die Rheinschiffahrt im Jahre 1961 gefaßten 
Beschluß, der in allen Rheinuferstaaten und in Belgien aus- 
geführt worden ist. Sein Inhalt gilt auf der gesamten Strecke 
des Rheins von Basel bis zum Meer. Sämtliche Fahrzeuge 
auf dem Rhein müssen die o. g. Schiffahrtspolizeiliche Be- 
kanntmachung beachten und über abgegebenes Altöl und 
sonstige ölhaltige Abwässer Quittungen an Bord haben. 

b) Es ist bekannt, daß etwa 1500 der auf dem Rhein und den 
Nebenflüssen verkehrenden Schiffe aus Belgien stammen, 
das kein Anrainerstaat ist und daher keinen etwaigen Ver- 
einbarungen der Internationalen Kommission zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigungen unterliegt. 
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5. Ist die Bundesregierung bereit, 

darauf hinzuwirken, daß es hinsichtlich des unter 4. a) genann- 
ten Sachverhalts in der Zentralkommission für die Rheinschiff- 
fahrt und hinsichtlich des unter 4. b) genannten Sachverhalts 
in der internationalen Rheinschutzkommission zu den notwen- 
digen Beschlüssen kommt? 

Die deutsche Delegation in der Zentralkommission hat bereits 
am 10. Mai 1966 darum bitten lassen, die Delegationen der 
Rheinuferstaaten und Belgiens aufzufordern, diejenigen Stellen 
in ihren Ländern zu benennen, welche berechtigt sind, gegen 
Quittung Altöl u.ä.m. zu übernehmen. Wenn die quittungs- 
berechtigten Stellen in den verschiedenen Ländern allgemein 
bekannt sind, kann die Wasserschutzpolizei der deutschen Bun- 
desländer wirksam die Öltagebücher aller Schiffe kontrollieren. 
Es ist zu erwarten, daß in absehbarer Zeit eine vollständige 
Liste der Abgabestellen vorliegt. 

Die Bundesregierung wirkt auch bei der Internationalen Kom- 
mission zum Schutze des Rheins gegen Verunreinigung darauf 
hin, daß alle in dieser Kommission vertretenen Länder an den 
Kosten für die auf der deutschen Strecke verwendeten Bilgen- 
entölungs-Boote beteiligt werden. Da Belgien dieser Kommis- 
sion nicht angehört, muß insoweit eine Sonderregelung ange- 
strebt werden. 

6. Wie soll angesichts der Tatsache, daß von den jährlich anfal- 
lenden 10 000 t Schiffsaltöl immer noch rund 8000 t in den Rhein 
abgelassen werden, 

a) die Einrichtung von genügend Sammelstellen vorangetrieben 
werden, 

b) diesen Sammelstellen ermöglicht werden, das Altöl zwecks 
Regenerierung oder Beseitigung weiterzugeben? 

a) Mit der angeschnittenen Frage der Altölsammlung im Inter- 
esse der Reinhaltung der Bundeswasserstraßen befassen 
sich in der Bundesrepublik die hierfür zuständigen Bundes- 
länder. Sie wollen dem überbordgeben von Bilgenöl und 
Altöl durch die Schiffahrt begegnen durch den Einsatz von 
Bilgenentölungs-Booten, welche den Schiffern auf Abruf die 
Ölrückstände kostenlos abnehmen. 

Bisher sind 

1 Bilgenentölungs-Boot in Mannheim 

2 Bilgenentölungs-Boote in Duisburg 
1 Ponton in Mannheim 

1 Bunker-Boot mit Aufnahmebehälter für 

Bilgenentwässerung in Mainz 

eingesetzt. 

1 Boot für die Strecke Koblenz-Wesseling ist im Bau, 

3 weitere Boote für die nordwestdeutschen Kanäle, 

für Neckar und Main sind in Planung. 

Davon hat der Bund bisher den Bau von vier Booten mit 
ERP-Darlehen in Höhe von rd. 600 000 DM gefördert. 
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b) Der Bund gibt zur Aufarbeitung von Altöl zu Schmieröl eine 
Beihilfe von 22,90 DM je 100 kg (vgl. Artikel 8 des Gesetzes 
über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl vom 20. De- 
zember 1963 in der Fassung des zweiten Änderungsgesetzes 
vom 3. September 1965 - BGBl. I S. 1041 — ). Diese Beihilfe 
des Bundes ist befristet bis zum 31. Dezember 1966 (vgl. 
Artikel 1 Nr. 2 des genannten Zweiten Änderungsgesetzes). 
Vorschläge für eine Neuregelung ab 1. Januar 1967 werden 
zur Zeit von der Bundesregierung geprüft und dem Bundes- 
tag entsprechend der Entschließung vom 14. November 1963 
- Drucksache IV/1613 - zugeleitet werden. 

Daneben gleichen die an den Rhein angrenzenden deutschen 
Bundesländer über den neu gegründeten Bilgenentwässe- 
rungs- Verband den bei der Abnahme und Sammlung des 
Bilgenöles noch entstehenden Verlust mit Beihilfen aus. 

7. Ist die Bundesregierung bereit, 

dem Bundestag nach Ablauf eines Jahres erstmalig über den 
Fortgang der unter 5. und 6. angeregten Bemühungen bzw. 
Maßnahmen zu beriditen? 

Die Bundesregierung ist bereit, dem Bundestag nach Ablauf 
eines Jahres erstmalig über den Fortgang der unter 5. und 6. 
angeregten Bemühungen bzw. Maßnahmen zu berichten. 


Schwarzhaupt 
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